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Ein Jahr ist vergangen, seit Senator Barack Obama die Präsidentschaft 
übernahm und George W. Bush ersetzte, einen der schlimmsten 
Amtbevollmächtigten der amerikanischen Geschichte.

Die Wahl eines Afroamerikaners ins Weiße Haus ist eine positive historische 
Entwicklung. Und sein erstes Jahr im Amt hat seine Überlegenheit gegenüber Bush 
und seinem unterlegenen rechtsgerichteten Gegner Senator John McCain auf 
etlichen Gebieten gezeigt.

Gleichzeitig wurden viele Initiativen der Bush-Administration in der Außen- und 
Militärpolitik fortgesetzt – zuerst und vor allem der „globale Krieg gegen den 
Terrorismus“ seines Vorgängers, aber auch andere internationale Unterfangen.

Demokraten der politischen Mitte und der Rechten sind Obama gegenüber 
unkritisch geblieben – einige von ihnen bis zu dem Grad, sich gegenüber seiner sich 
ausweitenden Kriege still zu verhalten oder sie zu unterstützen, obwohl sie während 
der Bush-Regierung gegen diese Kriege waren.

Doch eine Reihe von liberalen Obama-Unterstützern, die sich mit dem linken 
Flügel der Partei identifizieren, sind enttäuscht. Eine Regierung des rechten Flügels 
mit weiteren Kompromissen an die rechten Republikaner und mehr Kriege sind nicht 
die Änderungen, die sie von einem Kandidaten erwartet hatten, von dem einige 
glaubten, er hege progressive Absichten.

In diesem Artikel wollen wir das erste Jahr der Außen- und Militärpolitik des 
Präsidenten Obama erforschen – die Hauptquelle progressiver Unzufriedenheit.

In einer Hinsicht ist der globale Krieg gegen den Terrorismus mit seinen 
militärischen Erweiterungen in Afghanistan, im Irak, Pakistan, Jemen, Somalia, den 
Philippinen und andernorts auf die Niederschlagung von Al Qaida gerichtet, die die 
Verantwortung für den Anschlag vom 11. September 2001 beansprucht und auf 
andere Organisationen, die für „terroristisch“ gehalten werden, auch wenn sich deren 
Aktivitäten auf ihre eigenen Länder beschränken oder sie in Wahrheit überhaupt 
keine Terroristen sind.

Aber in anderer, viel wichtigerer Hinsicht ist das eigentliche Ziel dieser 
endlosen Reihe von Kriegen die Erlangung geostrategischer Vorteile gegenüber 
jedem anderen Land oder Block, der Washingtons Vorherrschaft über die 
Angelegenheiten der Welt untergraben könnte.

In diesem strategischen Kontext ist die Obama-Regierung insbesondere auf 
fünf Ziele gerichtet: 

1. Den Afghanistankrieg zu gewinnen oder zumindest den Eindruck zu 
erwecken, die USA hätten ihn nicht verloren; 

2. sicherzustellen, dass Washingtons alte Rivalen im Kalten Krieg – jetzt als 
Wirtschaftsmacht China und ressourcenreiches Russland wieder hergestellt –
zurückhaltend sind oder zumindest die amerikanische Macht nicht 
untergraben; 

3. die Europäische Union als Juniorpartner im Schlepptau zu halten; 
4. sicherzustellen, dass Lateinamerika und die Karibik fest unter dem 

Einflussbereich der Yankees verbleiben; und 
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5. die Absicherung, dass der Löwenanteil des Petroleums der Welt und die 
natürlichen Gasvorkommnisse sich weiterhin bei der einzigen Militär-
Supermacht der Welt anhäufen.

Obamas außenpolitische Militärstrategie ist eine Fortsetzung der Politik, die 
1945 nach dem II. Weltkrieg begann. In den ersten 45 Jahren bis 1990 bestand das 
Hauptziel darin, die kapitalistischen Länder zu beherrschen und in einem Kalten 
Krieg die sozialistischen und kommunistischen Alternativen mit dem Kapitalismus zu 
überwältigen. `Während der restlichen 20 Jahre bestand das Hauptziel der USA 
darin, alle Länder der Welt als einziger, unverzichtbarer Herrscher zu dominieren und 
anzuführen.

Die acht Jahre der Bush-Administration unterschieden sich von Amerikas 
internationalem Verhalten in der Nachkriegsära, nicht aber in seiner Hingabe an die 
Ausführung der Hegemonie und militärischen Ziele des politischen Systems. Da, wo 
Bush die Kontinuität der traditionellen US-Außen- und Militärpolitik unterbrach, lag es 
an der kontraproduktiven Methode und an der dysfunktionalen Ermittlung, 
entstanden aus der Hybris und groben Fehleinschätzung der neokonservativen 
Ideologen, die seine präsidialen Entscheidungen vorfabrizierten.

Gegen viel kleinere Länder in den Krieg zu ziehen, steht zwar kaum im 
Widerspruch zur Tradition des traditionellen US-Verhaltens, tatsächlich kennzeichnet 
es sogar solches Verhalten, aber auf „9/11“ mit einem chaotischen, endlosen und 
ungewinnbaren „Krieg gegen Terrorismus“ zu reagieren, das war absurd. Der
folgende Anschlag auf ein verzweifeltes, unterentwickeltes Afghanistan und dann der 
Überfall auf den schon halb-angeschlagenen Irak waren verheerende Irrtümer, die 
Washington gewaltige Kosten verursachte sowohl an Finanzkraft als auch an 
Reputation.

Bush kündigte zu Beginn seines Amtes an: 
1. dass das Pentagon sein volles Spektrum militärischer Dominanz ausüben 

würde, präventiv, wenn erforderlich, gegen jede Herausforderung von wo auch 
immer – und weltweite Gefolgschaft für Washingtons Abenteurertum fordere;

2. dass die Mission des Weißen Hauses auf die Regierungen der 
„Schurkenstaaten“, „gescheiterten Staaten“ und auf Gesellschaften übertragen 
werden sollten, die „Terroristen beherbergten“, um sie in „demokratische“ 
Niederlassungen der US-Regierung zu machen, auch mit Gewalt, wenn 
Überredungskunst nicht half; 

3. dass andere Länder, insbesondere Amerikas NATO-Verbündete, nach 
Washingtons kriegerischer Pfeife tanzten oder zu riskieren, gemieden, wenn 
nicht weggeworfen zu werden wie ein gebrauchtes Papiertaschentuch oder 
ein Old Europe.

Das Ergebnis von Bushs offensivem Griff nach der Ausweitung der globalen 
Herrschaft Washingtons, verbunden mit rüder Behandlung und Schikanierung 
zögerlicher Verbündeter, war die politische, militärische und wirtschaftliche 
Schwächung der US-Weltmacht.

Politisch gesehen wuchs die Distanz zu vielen verbündeten Nationen. Viele 
der bisher untergeordneten Länder Lateinamerikas begannen sich nach links zu 
bewegen und Uncle Sams Anordnungen zu ignorieren. Die muslimische Welt war 
bestürzt über Bushs ungerechten Kriege gegen zwei islamische Länder und seine 
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100prozentige Unterstützung für Israel. Militärisch gesehen litten die Armeen des 
Pentagons unter der Demütigung, von kleinen und ärmlich ausgerüsteten Guerilla-
Kräften im Irak und Afghanistan in die Enge getrieben zu werden. Wirtschaftlich 
gesehen wurden die USA während dieses Zeitraums zum größten Schuldner der 
Welt, und sie versanken natürlich in eine schmerzliche Rezession.

Was die Schulden betrifft, die oft beiseite geschoben werden, so wies ein 
Artikel der Financial Times vom 29. Dezember darauf hin: „Im Verlauf des nächsten 
Jahrzehnts betragen die öffentlichen Schulden voraussichtlich mehr als bis zu 85% 
des Bruttoinlandprodukts – die höchste Verschuldung seit dem zweiten Weltkrieg. 
Und die enthalten nicht die Regierungsschulden im Inneren für Sozialversicherungen 
und Medikamentenversorgung, das Regierungsprogramm für ältere Menschen, 
dessen Schuldenlast die USA während Mr. Obamas zweiter Amtszeit in über 100% 
des BIP stürzen würde. Hegemonien können mit einer so anwachsenden 
Schuldenlast nicht lange überleben.“

Als Präsident Obama vor einem Jahr ins Weiße Haus einzog, waren die USA 
noch die Supermacht der Welt und trotz ihrer Schulden und der Rezession blieben 
sie ein reiches und dominantes Land. Ihre Beteiligung am globalen Einkommen bleibt 
weiterhin da, wo sie seit Jahrzehnten war, bei 22%. Aber Amerikas Ansehen in der 
Welt hatte wegen seiner vergangenen und insbesondere der aktuelleren Politik sehr 
gelitten. Auch waren andere Nationen emporgestiegen wie die „BRICs“ (Brasilien, 
Russland, Indien, China). Und einige zuvor untergeordnete Länder waren nicht 
gewillt, weiterhin die Rolle des Gefolgsmanns des Führers zu spielen, nachdem 
Washingtons neoliberales Wirtschaftsmodell sie in große Bedrängnis gebracht und 
seine extreme kapitalistische Laisser-faire-Haltung die gegenwärtige Rezession 
ausgelöst hatte. 

Was die USA heute prinzipiell aufrecht halten, ist 
1. ihre allgegenwärtige militärische Macht und ihre überreizte Bereitschaft, sie zu 

nutzen; 
2. die Fortsetzung der politischen und organisatorischen Schwäche der 

Europäischen Union, eine potentiell mächtige Konkurrentin, wenn sie aus 
Washingtons Dunstkreis träte; 

3. und Chinas ausgesprochenes Desinteresse an der Absetzung der USA als 
globale Hegemonie. Peking hat sich seit Jahrzehnten der Multipolarität, der 
globalen Führerschaft durch verschiedene Länder und Blocks, nicht gerade 
dem gegenwärtigen einzigen Superstaat, verpflichtet. Viele andere Länder 
unterstützen so eine Reorganisation.

Washington erkennt widerwillig an, dass eine gewisse Form von Multipolarität 
innerhalb des nächsten Jahrzehnts oder der maximal zwei Jahrzehnte unvermeidlich 
ist. In diesem Fall würde es natürlich die Gelegenheit ergreifen, „erster und gleichen“ 
zu sein und so viel „Führerschaft“ wie möglich zu behalten.

Hier passt sich Obama ein, und wir beginnen von vorn. Mit 48 ist er ein 
außergewöhnlich intelligenter, selbstbewusster und ehrgeiziger Mann, dem es 
offensichtlich gefällt, Macht auszuüben. Er war nicht einmal eine ganze Amtszeit als 
Senator in Washington angestellt, nach etlichen Jahren als obskurer 
Landtagsabgeordneter in Illinois war er vorgeprescht und durch die Macht der Elite 



4

gewählt worden, sich für die Nominierung der Demokraten zur Präsidentschaft zu
bewerben.

Bei der Machtelite – ein Begriff, der vom großen Soziologen C.Wright Mills 
geprägt wurde – sprechen wir von der informellen Ansammlung von Firmen, 
Finanzen, Militärs und politischen Führern und deren intellektuellen Günstlingen in 
den USA, die gemeinsam einen riesigen überproportionalen Einfluss und Zugang zu 
Reichtum haben. Während der aufreibenden Anfänge der 
Präsidentschaftskampagne waren Firmen und Finanzinstitute unter Obamas größten 
Beitragsleistenden, die einmütig diesmal mehr in den Demokraten investierten als in 
seinen offen pro Business antretenden Republikanischen Gegner.

Obama wurde natürlich von der Masse der amerikanischen Bevölkerung 
gewählt, aber es ist außerordentlich zweifelhaft, dass er auch am Anfang ein 
ernstzunehmender Kandidat gewesen wäre, wäre er nicht zur Unterstützung dieser 
mächtigen Interessen angetreten. 

Die Elite wollte einen Firmenchef, der 

1. den durch Bush verursachten Schaden reparierte und schnell die US-
Dominanz in den Angelegenheiten der Welt wieder herstellte; und 

2. sollten die Tage alleiniger Vorherrschaft gezählt sein, wie es den Anschein 
hat, sollte die Überführung in die Multipolarität so manipuliert werden, dass die 
Vereinigten Staaten an die Spitze kämen.

Obama stellte es in den zwei Jahren vor seiner Wahl bereits klar, dass seine 
außenpolitische und Militärstrategie auf der verlässlichen hegemonischen Politik der 
demokratischen Clinton-Administration und dem „realistischen“ internationalen 
Programm der republikanischen Administration von George H.W. Bush (dem Ersten) 
beruhen würde. Das war die „erfolgreiche“ Politik, die während Dutzender glücklicher 
Jahre funktionierte, bevor die Neocon-Vandalen Washington brandschatzten.

Obama gewann die Wahl aus mehreren Gründen. Der wichtigste war, dass 
der demokratische Kandidat auf acht schreckliche Jahre des Präsidenten Bush folgte 
und sich das Land in einer wirtschaftlichen Rezession befand. Aber genau so wichtig 
war die „Hoffnung auf Wandel“, die er in den Köpfen der Mehrzahl der Demokraten 
und Unabhängigen kultivierte, während er nie deutlich spezifizierte, worin dieser 
„Wandel“ bestehen sollte, obwohl viele Wähler annahmen, er bedeutete Fortschritt. 
Dass er gegen den Irak-Krieg war, war ein großes Plus, obwohl er während jedes 
seiner wenigen Jahre dafür plädierte, nationale Politik zu finanzieren. Nicht zu 
übersehen war natürlich seine gewinnende Persönlichkeit und faszinierende 
Fähigkeit als öffentlicher Redner.

Obamas erste Rückerstattung an seine Elite-Unterstützer war die Auswahl 
eines Wirtschaftsteams, das dem Finanzsystem keine zu strengen Auflagen machen 
würde. Der Finanzminister Geithner, der Direktor des Nationalökonomischen Rates 
Summers und der Vorsitzende der Bundesreserve Ben Bernanke hatten zwar auch 
zu den Politikern gehört, die zur Rezession beitrugen, aber sie könnten aus ihren 
kolossalen Fehlern gelernt haben. 
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Die zweite Rückerstattung bestand darin, dass Bushs Verteidigungsminister 
Robert Gates (der auch Verbindungen zu der Administration Bush, des Ersten hat) 
seinen Job behielt, die Ernennung der Pro-Irak-Krieg-Vertreterin, die demokratische 
Senatorin Hillary Clinton, zur Außenministerin und General David Petraeus als 
Oberbefehlshaber zu behalten. Dieses Triumvirat scheint hauptsächlich 
verantwortlich für die gewaltige Ausweitung des Afghanistankrieges, dessen 
Übergreifen nach Pakistan und die jetzige Ausdehnung auf den Jemen, zu sein. Mit 
ihrer Hilfe, so hofft Obama, wird er den Afghanistankrieg gewinnen (und gleichzeitig 
eine zweite Amtszeit).

Obamas Aufgabe unmittelbar nach seinem Amtsantritt war, den falschen 
Umgang der Bush-Administration mit den Beziehungen zum Rest der Welt zu 
reparieren. Er schloss mit den US-Hauptverbündeten, die Bushs Regime der 
Arroganz und des Unilateralismus’ beleidigt hatte, schnell Frieden. Er versprach 
Lateinamerika eine neue Politik auf der Basis von Gleichheit und gegenseitigem 
Respekt. Er versicherte den fast 1,6 Milliarden Moslems, dass Amerika ihr Freund 
sei.

Nach diesen Ouvertüren schien es, als ob die Führung der alten Außenpolitik 
– die den USA seit Mitte der 1940er bis zum neokonservativen Schiffbruch 
wunderbar gedient hatte – wieder auf dem richtigen Wege sei. Keine Abschreckung 
unserer Freunde mehr und keine übereilten Kriege.

Wonach sieht diese Außen- und Militärpolitik nach einem Jahr aus? Sie sieht 
der von Bush sehr ähnlich, aber ohne neokonservatives Management, daher 
erscheint sie besser.

Der Afghanistankrieg hat sich enorm ausgeweitet, zunehmende Vorstöße 
nach Pakistan, und jetzt ist durch ferngesteuerte Drohnen, militärische Unterstützung 
und Schmiergelder der Jemen das Ziel der Bombardements Washingtons. Das 
Kriegsbudget ist aufgeblasener denn je. Die Kosten für das alles gehen ins 
Astronomische, aber es wird die nächste Generation der Amerikaner sein, die 
unserer Kinder und Enkel, die lange Zeit für die imperialen Kriege der Bush-Obama-
Jahre zu zahlen haben. 

Die Ouvertüre zu Lateinamerika war eine Farce. Washington kritisierte zwar 
den antidemokratischen Putsch in Honduras ein bisschen, erleichterte ihn jedoch 
gleichzeitig, um einen verlässlichen Satellitenstaat daran zu hindern, sich in den 
kommenden Jahren nach links zu bewegen. Inzwischen übernimmt das Pentagon 
sieben neue Militärstützpunkte in Kolumbien und bedroht das angrenzende 
Venezuela – Ziel Nummer eins für die CIA ist Südamerika. Und natürlich ist der Kalte 
Krieg mit Kuba so kalt wie eh und je.

Die Obama-Administration strebt immer noch die Vorherrschaft über den 
gesamten ölreichen Mittleren Osten an. Washingtons totale Parteiergreifung für Israel 
auf Kosten des palästinensischen Volkes bleibt unverändert. Die Haltung des 
Demokratischen Kongresses und des Weißen Hauses unter Obama gegenüber dem 
Leid der Menschen im Gaza ist unverzeihlich grausam. Das Weiße Haus unterstützt 
weiterhin die Diktatur in Ägypten und unterstützt Saudi-Arabien gegen die 
Hoffnungen seiner Bevölkerung.
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Die Moslems in aller Welt begrüßten Obamas Kairo-Rede vom 4. Juni, aber 
der dabei angelegte gute Wille ist wieder geschwunden. Die Bemühungen um die 
Destabilisierung des Irans gehen, begleitet von „Killer“-Drohungen und der Aussicht, 
dass die Kriegsoption  „auf dem Tisch“ bleibe, weiter.

Die aus der Ferne von Washington wie eine auf West-Pakistan gelenkte 
Drohne bewegt sich die NATO langsam, aber sicher auf Russland zu, zu Moskaus 
andauerndem Ärger. Und während des Eindringens in Afghanistan kommen die 
Armeen des Nord Atlantiks den zentralasiatischen Öl- und Gasvorkommen in den 
verschiedenen früheren südlichen Republiken der alten Sowjetunion immer näher. 
Die NATO-Stützpunkte kommen jetzt fast in Berührung mit Westchina.

Es werden Milliarden dafür ausgegeben, dass sich Guam in einen Haupt-US-
Stützpunkt im Pazifik umwandelt, zweifellos mit Blick auf China. In Nordostasien führt 
Obama die 57-jährige Weigerung Washingtons fort, ein Friedensabkommen mit 
Nordkorea zur offiziellen Beendigung des Korea-Kriegs zu unterzeichnen – ein 
Haupterreger für Pyongyangs Antipathie gegenüber Washington. Alle 700 Haupt-US-
Militärstützpunkte in Übersee – „Amerikas Imperium der Stützpunkte“, wie Chalmers 
Johnson es nennt – bleiben wo sie sind, wie auch die auf Chinas Städte gerichteten 
die Atomwaffen-Missiles, ein Knopfdruck davon entfernt, in Vergessenheit zu 
geraten. 

Trotz seiner Rhetorik, das Umweltproblem angehen zu wollen – ein 
außenpolitisches Thema von enormer Bedeutung – war die Vorstellung der Obama-
Administration auf dem UN-Klimagipfel in Kopenhagen im Dezember groß im 
Posieren, aber tatsächlich klein hinsichtlich programmatischer Verpflichtungen.

Das Weiße Haus von Obama konnte nicht viel für den Irak tun, weil Bush den 
Handel über den Abzug Ende 2011 mit der Regierung von Bagdad schon 
beschlossen hatte. Wir werden den vollständigen Abzug erst glauben, wenn wir ihn 
sehen. Auf dieser Bühne ist es wahrscheinlich, dass es eine letztendliche 
Vereinbarung zwischen Bagdad und Washington geben wird, bei der die Besatzung 
im Irak mit einer beachtlichen Truppenstärke, die auf unbegrenzte Zeit bleibt, 
verlängert wird. 

Progressive haben allen Grund, über die Außen- und Militärpolitik der Obama-
Administration erschrocken zu sein. Es ist im wesentlichen eine Fortsetzung der 
Nachkriegspolitik, die die USA an die globale Macht brachte, nur in einem glänzend 
neuen Gewand. Sie ist besser als die Bush-Jahre, aber das ist das schwächste Lob, 
das man ihr zollen kann.

Barack Obama war der Kandidat des Wandels, aber die Realität des 
internationalen Unternehmens tatsächlich nur wenig anders. Der Sozialreporter 
Glenn Greenwald bemerkte dazu in einem Interview Anfang Januar bei Democracy 
Now!: „Es ist eine Ironie, angesichts dessen, dass die gesamte Kampagne auf der 
Änderung der Arbeitsweise Washingtons beruhte, - [aber] das zentrale Merkmal der 
Obama-Administration ist, sich anzupassen und die selbe Fraktion an der Macht zu 
halten, die Washington immer betrieben hatte und daraus resultiert, dass die selbe 
Denkart, die selbe Dynamik praktisch auf allen Gebieten Washington weiter regiert.“
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Wenn wir Amerikaner nicht öffentlich Stellung gegen Krieg und Hegemonie 
beziehen und uns nicht mit den Antikriegs- und sozialen Bewegungen, die für 
wesentliche Änderungen kämpfen, verbünden, wird es überhaupt keinen Wandel 
geben – nur einen Krieg nach dem anderen. Mag sein, dass es überzeugender wäre, 
wenn Albert Einstein das gesagt hätte. Aber doch, er hat es gesagt:

„Wir dürfen es vor uns selbst nicht verschweigen, dass es in der 
gegenwärtigen bedrückenden Situation keine Besserung gibt ohne ernsthaft zu 
kämpfen; denn die Handvoll derjenigen, die entschlossen sind, etwas zu tun, ist 
winzig im Vergleich zu den Massen der Lauwarmen und Irregeführten. Und 
diejenigen, die ein Interesse daran haben, die Kriegsmaschinerie in Gang zu halten, 
sind ein sehr mächtiges Gremium; sie werden nicht aufhören, sich die Öffentlichkeit 
bis zu deren mörderischen Ende zu unterwerfen.“ 

Jack A. Smith ist Herausgeber des Activist Newsletter und früherer Herausgeber der 
Guardian (US) radical Wochenzeitschrift. Er kann erreicht werden unter: 
jacdon@earthlink.net. Read other articles by Jack, oder visit Jack's website.
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